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Wechselnde Mehrheiten am Rhein?  

Eine Kurzanalyse des Abstimmungsverhaltens im Düsseldorfer Landtag. 

Von Stephan Terhorst1

Seit fast einem Jahr regiert nun eine rot-grüne Minderheitsregierung im bevölkerungsreichsten 
Bundesland Deutschlands: Nordrhein-Westfalen. Seit der mittlerweile stattgegebenen 

 

Klage von 
CDU und FDP mit einstweiliger Verfügung gegen den Nachtragshaushalt (eine in der Landesge-
sichte einmalige Vorgehensweise), schwebt über NRW seit der Urteilsverkündigung das Damok-
lesschwert der Neuwahlen.  

Insbesondere SPD und CDU liefern sich seit Wochen einen politischen Machtkampf, dabei sah es 
zu Beginn der 15. Legislaturperiode noch anders aus: Hannelore Kraft formulierte es am 15. 
September 2010 in ihrer Regierungserklärung auf diese Weise: „Diese Landesregierung wird für 
jede Entscheidung eine Mehrheit suchen. Das ist auch eine Chance für Parlament und politische 
Parteien. Das ist eine Herausforderung für Regierung und Opposition. Beide haben die Chance, 
bei den Bürgerinnen und Bürgern Respekt, Anerkennung und Zustimmung zu erwerben, wenn 
sie mit dieser Situation verantwortungsvoll umgehen“. Mit wechselnden Mehrheiten, wie bei 
Minderheitsregierung typisch, wollte die Ministerpräsidentin das Land regieren. Wie sieht aber 
das Abstimmungsverhalten de facto neun Monate nach dem vollständigen Regierungswechsel 
im Parlament aus?   

Wie wurde bisher abgestimmt?  

Bis zur Plenarsitzung am 25. Februar 2011 gab es insgesamt 120 direkte Abstimmungen zu An-
trägen und Gesetzentwürfen – Beschlüsse zur Konstituierung des Landtags, Gremienbesetzun-
gen, Einzelabstimmungen und Abstimmungen zu Vorlagen (Grundstücksveräußerungen BLB 
NRW etc.) bleiben in dieser Aufzählung unberücksichtigt. 

Am 14. Juli 2010 ließ sich Hannelore Kraft zur Ministerpräsidentin wählen. Dies war nur durch 
die Enthaltung durch die Linke Fraktion möglich. Und auch bei immerhin 72 Abstimmungen 
hatten SPD und Grüne nur deshalb Erfolg, weil die Linke entweder mitstimmte oder sich ent-
hielt. Dies gilt insbesondere für die zentralen politischen Vorhaben, wie die Gesetzentwürfe zum 
Nachtragshaushalt 2010, zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2010, zur Änderung der Gemeinde-
ordnung, zur Änderung des Schulgesetzes und zur Abschaffung der Studienbeiträge.  

                                                             
1 Stephan Terhorst ist Promotionsstipendiat im Promovendenprogramm der Stiftung Mercator. In seiner 
Promotion beschäftigt er sich mit "Sprachstrategien und Rollen politischer Akteure in der parlamentari-
schen Arena. Eine Inhaltsanalyse der Haushaltsdebatten am Beispiel Nordrhein-Westfalen zwischen 2000 
und 2010". 

http://www.vgh.nrw.de/presse/2011/p110315.htm�
http://www.vgh.nrw.de/presse/2011/p110315.htm�
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Darüber hinaus gab bisher 62 gemeinsame Abstimmungen von SPD, Grünen, CDU und Linken. 
Und bei 10 Beratungsgegenständen gab es einstimmige Beschlüsse. Bei weiteren 26 Abstim-
mungen haben SPD und Grüne gemeinsam mit der CDU gestimmt. Dabei wurden sämtliche Ge-
setzentwürfe der Minderheitsregierung (insgesamt acht an der Zahl) bzw. der Koalitionsfraktio-
nen (insgesamt drei) bisher - mit unterschiedlichen Mehrheiten - angenommen. Darunter gab es 
sieben gemeinsam eingebrachte Anträge/Entschließungsanträge von SPD, Grünen und der Lin-
ken. 

Wechselnde Mehrheiten, eine Konstante und ihre Implikationen   

Eine Analyse des (bisherigen) Abstimmungsverhalten im Düsseldorfer Landtag lässt einige inte-
ressante Feststellungen zu: Obwohl Hannelore Kraft in der Tat für jede einzelne Entscheidung 
eine (wechselnde) Mehrheit gesucht und auch gefunden hat, so lässt sich doch bei einem Anteil 
von etwa 60-Prozent aller Abstimmungen die Linke als gewisse Konstante und Mehrheitsbe-
schafferin (entweder durch aktive oder durch passive parlamentarische Unterstützung) für die 
rot-grüne Minderheitsregierung identifizieren. Gemeinsam mit der CDU konnte die Regierungs-
koalition überdies ebenfalls mehrere Beschlüsse durchsetzen. Einzig die FDP stimmte bei ver-
hältnismäßig wenigen Beschlüssen gemeinsam mit den Regierungsparteien (in zehn Fällen kam 
es zu einstimmigen Beschlüssen) ab.       

Was sagen uns diese Ergebnisse nun in Hinblick auf mögliche Neuwahlen in NRW? Erstens könn-
te gefragt werden, warum nicht einfach weiter so? Hannelore Kraft könnte ein rot-rot-grünes 
Regierungsbündnis eingehen und damit für stabile Regierungsverhältnisse sorgen. Immerhin 
wurde die Regierung bei bislang allen zentralen Beschlüssen von der Linken toleriert. Zudem 
sind andere Bündnismöglichkeiten momentan höchst ungewiss – und ob es für eine Mehrheits-
regierung bestehend aus rot-grün bei einer möglichen Neuwahl reichen sollte, steht auch längst 
nicht fest.      

Zweitens stellt sich die Frage, ob nicht die Politik und damit sämtliche Parteien zu den größten 
Verlieren einer möglichen Neuwahl zählen würden? Denn wählen bis ein Wunschergebnis zu-
stande kommt, werden die Bürgerinnen und Bürger des Landes wohl kaum. Darüber hinaus 
dürften die Parteikassen ein Jahr nach einer regulären Landtagswahl nicht sonderlich prall ge-
füllt sein und Parteizentralen und Abgeordnete sollten sich außerdem schwer damit tun, Spon-
sorengelder für ihren Wahlkampf in der Kürze der Zeit zu akquirieren. Somit dürfte auch eine 
größere Materialschlacht im Wahlkampf zwischen den Parteien ausgeschlossen sein. Dies be-
deutet aber auch eine Chance: Nämlich die Chance, mehr mit politischen Themen und weniger 
durch einen Persönlichkeitswahlkampf zu punkten. Eines dürfte hingegen feststehen, Neuwah-
len sorgen weder automatisch für ein eindeutige(re)s politisches Ergebnis, noch für eine stabile-
re Finanzlage des Landeshaushalts.  

 


